
Aktenzeichen: 10 AZR 523/92 
Bundesarbeitsgericht 10. Senat

I. Arbeitsgericht 
Bonn

Urteil vom 09. Juni 1993
- 10 AZR 523/92 -
Urteil vom 23. Januar 1992
- 5 Ca 2157/91 -

II. Landesarbeitsgericht 
Köln

Urteil vom 14. August 1992 
- 12 Sa 212/92 -

Für die Amtliche Sammlung:
Für die FachpresseFür das Bundesarchiv :

Nein
Ja
Nein

Entscheidungsstichwort:
Sonderzuwendung bei Wechsel des Rechtsverhältnisses

Gesetz:
MTA Zuwendungs-TV § 1 Abs. 2 Nr. 2, § 2; Gesetz über die 
Gewährung einer jährlichen Sonderzuwendung vom 23. Mai 1975 
§§ 1, 3, 6

Leitsätze:
Der Angestellte, der im Laufe des Kalenderjahres beim glei­
chen Arbeitgeber in ein Beamtenverhältnis wechselt, erhält 
auch dann für die Zeit seiner Angestelltentätigkeit keine 
anteilige Sonderzuwendung nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 Zuwendungs- 
TV, wenn seine Beamtenbezüge, nach denen sich seine Sonderzu­
wendung berechnet, niedriger sind als seine Angestelltenver­gütung .
Der Umstand, daß er bei einem Wechsel des Dienstherrn in die­
sem Falle mit der anteiligen Sondervergütung nach § 1 Abs. 2 
Nr. 2 Zuwendungs-TV nach seiner Angestelltenvergütung und der 
anteiligen Sonderzuwendung nach § 6 Sonderzuwendungs-Gesetz 
nach seinen Beamtenbezügen insgesamt eine höhere Sonderzu­
wendung erhalten hätte, ist ohne Bedeutung. Die gegenteilige 
Ansicht des Fünften Senats im Urteil vom 23. Januar 1985 
(- 5 AZR 552/83 - AP Nr. 122 zu § 611 BGB Gratifikation) gibt 
der Senat auf.
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10 AZR 523/92
12 Sa 212/92 Köln

Im Namen des Volkes!Verkündet am 
9. Juni 1993

UrteilKlapp,Reg.-OberSekretär
als Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Zehnt® Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 9. Juni 1993 durch den Vorsitzen­
den Richter Matth«*, di® Richter Dr. Freitag und Hauck sowie
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2

die ehrenamtlichen Richter Thiel und Hannig für Recht er­
kannt :

1. Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Köln vom 14. August 
1992 - 12 Sa 212/92 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Bonn vom 23. Januar 1992
- 5 Ca 2157/91 - abgeändert.
Die Klage wird abgewiesen.

3. Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Kläger.
V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Der Kläger war seit September 1983 zunächst als Auszubilden­
der, dann als Angestellter bei der beklagten Bundesanstalt be­
schäftigt. Auf sein Arbeitsverhältnis fanden der Manteltarifver­
trag für die Angestellten der Bundesanstalt für Arbeit (MTA) 
sowie die ihn ändernden und ergänzenden Tarifverträge Anwendung, 
insbesondere der Tarifvertrag über eine Zuwendung für Angestellte 
bei der Bundesanstalt für Arbeit vom 17. Dezember 1973 (Zuwen- 
dungs-TV). Als Angestellter erhielt der Kläger zuletzt eine Ver­
gütung nach der VergGr. V c MTA i.H.v. 2.759,93 DM brutto.

Das Arbeitsverhältnis endete am 31. August 1990 im gegensei­
tigen Einvernehmen. Der Kläger wurde auf seinen Antrag hin mit 
Wirkung vom 1. September 1990 zum Beamten auf Widerruf - Verwal­
tungsinspektorenanwärter - ernannt. Er erhielt Anwärterbezüge
i.H.v. 1.222,—  DM brutto.
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Im November 1990 zahlte die Beklagte dem Kläger eine Sonder­
zuwendung nach dem Gesetz über die Gewährung einer jährlichen 
Sonderzuwendung vom 23. Mai 1975 (SZG) i.H.v. 1.222,—  DM brutto.

Der Kläger ist der Ansicht, ihm stehe für die Zeit von Janu­
ar bis August 1990 nach dem Zuwendungs-TV eine Sonderzuwendung 
i.H.v. 8/12 seiner Angestelltenvergütung und für die Zeit von 
September bis Dezember 1990 eine Sonderzuwendung i.H.v. 4/12 sei­
ner Anwärterbezüge zu. Die Differenz zu dem gezahlten Betrag 
i.H.v. unstreitig 1.025,28 DM brutto macht er mit der vorliegen­
den Klage geltend.

Die einschlägigen Vorschriften lauten - soweit hier von Be­
deutung - wie folgt:

Zuwendungstarifvertrag 
§ 1

Anspruchsvoraussetzungen
(1) Der Angestellte erhält in jedem Kalender­

jahr eine Zuwendung, wenn er
1. ...
2. seit dem 1. Oktober ununterbrochen als 

Angestellter, Arbeiter, Beamter ... im 
öffentlichen Dienst gestanden hat

(2) Der Angestellte, dessen Arbeitsverhältnis 
spätestens mit Ablauf des 30. November 
endet und der mindestens von Beginn des Ka­
lenderjahres an ununterbrochen in einem 
Rechtsverhältnis, der in Abs. 1 Nr. 2 ge­
nannten Art im öffentlichen Dienst gestan­
den hat, erhält eine Zuwendung,

- 4 -
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2. wenn er in unmittelbarem Anschluß an das 
Arbeitsverhältnis zu einem anderen Ar­
beitgeber des öffentlichen Dienstes in 
ein Rechtsverhältnis, der in Absatz 1 
Nr. 2 genannten Art Übertritt und die BA 
das Ausscheiden aus diesem Grunde bil­
ligt.

§ 2

Höhe der Zuwendung
(1) Die Zuwendung beträgt ... 100 v. H. der Ur­

laubsvergütung ..., die dem Angestellten 
zugestanden hätte, wenn er während des 
ganzen Monats September Erholungsurlaub ge­
habt hätte...

Für den Angestellten, der unter § 1 Abs. 2 
fällt und der im Monat September nicht im 
Arbeitsverhältnis gestanden hat, tritt an 
die Stelle des Monats September der letzte 
volle Kalendermonat, in dem das Arbeitsver­
hältnis vor dem Monat September bestanden 
hat.

(2) Hat der Angestellte nicht während des
ganzen Kalenderjahres Bezüge von der BA aus 
einem Rechtsverhältnis der in § 1 Abs. 1 
Nr. 2 genannten Art erhalten, vermindert 
sich die Zuwendung um ein Zwölftel für 
jeden Kalendermonat, für den er keine Bezü­
ge erhalten hat.

Gesetz über eine Sonderzuwendung 
§ 1

Geltungsbereich
(1) Eine jährliche Sonderzuwendung erhalten 

nach diesem Gesetz
1. ... Beamte, der ... Anstalten ... des

öffentlichen Rechts
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§ 3
Anspruchsvoraussetzungen...

(1) Voraussetzung für den Anspruch ist, daß die 
Berechtigten
1. am 1. Dezember in einem der in § 1 

Abs. 1 Nr. 1 bis 3 bezeichneten Rechts­
verhältnisse stehen ...,

2. seit dem ersten, nicht allgemein freien 
Tag des Monats Oktober ununterbrochen 
... in einem hauptberuflichen Dienst­
oder Arbeitsverhältnis ... stehen oder gestanden haben ...

§ 6

Grundbetrag für Beamte
(1) Der Grundbetrag wird in Höhe der nach dem 

Besoldungsrecht für den Monat Dezember maß­
gebenden Bezüge gewährt ...

(2) Hat der Berechtigte nicht während des ge­
samten Kalenderjahres aufgrund einer haupt­
beruflichen Tätigkeit ... im Dienst eines 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn Bezüge
... erhalten, so vermindert sich der Grund­
betrag für die Zeiten, für die ihm keine 
Bezüge zugestanden haben. Die Minderung be­
trägt für jeden vollen Monat ein Zwölftel.
... Zeiten, für die ein Berechtigter eine 
Zuwendung nach § 1 Abs. 2 des Tarifvertra­
ges über eine Zuwendung an Angestellte ... 
erhalten hat, bleiben unberücksichtigt. ...

Der Kläger ist der Ansicht, es könne keinen Unterschied ma­
chen, ob er zu einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn 
gehe oder beim gleichen Dienstherrn aus einem Angestelltenver­
hältnis in ein Beamtenverhältnis wechsele. Im ersteren Falle 
hätte ihm gegen den bisherigen Arbeitgeber eine anteilige Sonder­
zuwendung, berechnet nach seiner Angestelltenvergütung, zugestan­
den. Es sei kein Grund ersichtlich, warum sich seine Sonderzuwen­
dung allein nach den niedrigeren Anwärterbezügen berechnen solle, 
nur weil er beim gleichen Dienstherrn geblieben sei.
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Der Kläger hat daher beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an ihn 1.025,28 DM 
brutto zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie ist 
der Ansicht, dem Kläger stehe lediglich die volle Sonderzuwendung 
nach dem Sonderzuwendungsgesetz zu. Die Vorschriften über die 
Zahlung einer Sonderzuwendung bei einem Wechsel des Dienstherrn 
gelten nicht für den Fall, daß der Bedienstete beim gleichen 
Dienstherrn das Rechtsverhältnis wechsele.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage 
stattgegeben.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision der Beklagten ist begründet. Dem Kläger steht 
für die Zeit seiner Beschäftigung als Angestellter keine anteili­
ge Sonderzuwendung nach dem Zuwendungs-TV zu, die sich nach sei­
ner - höheren - Angestelltenvergütung berechnet.

I. Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben der Klage mit 
der Begründung stattgegeben, der Fall des Wechsels aus einem An­
gestelltenverhältnis in ein Beamtenverhältnis beim gleichen 
Dienstherrn sei einem Wechsel zu einem anderen Dienstherrn 
gleichzustellen. Es sei kein Grund dafür ersichtlich, warum der
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Angestellte, der bei seinem bisherigen Dienstherrn verbleibe und 
nur das Rechtsverhältnis wechsele, schlechter gestellt werde als 
derjenige, der seine Tätigkeit im öffentlichen Dienst bei einem 
anderen Dienstherrn fortsetze. Damit haben die Vorinstanzen die 
Regelungen sowohl des Zuwendungs-TV als auch des Gesetzes über 
eine Sonderzuwendung verkannt.

II.1. Dem Kläger steht aus dem Zuwendungs-TV für das Jahr 1990 
kein Anspruch auf eine anteilige Sonderzuwendung für Angestellte 
zu, der dann nach § 6 Abs. 2 8ZG zu einer entsprechenden Kürzung 
der Sonderzuwendung für Beamte führen würde.

Der Kläger stand am 1. Dezember 1990 nicht mehr in einem Ar­
beitsverhältnis. Er erfüllt auch nicht die Voraussetzungen des 
§ 1 Abs. 2 Nr. 2 Zuwendungs-TV, unter denen auch ein Angestell­
ter, der vor dem 1. Dezember aus dem Arbeitsverhältnis ausschei­
det, eine - anteilige - Sonderzuwendung erhält. Der Kläger ist 
nicht im unmittelbaren Anschluß an sein Anstellungsverhältnis zu 
einem anderen Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes in ein 
Rechtsverhältnis als Angestellter oder Beamter getreten.

Für eine entsprechende Anwendung der Regelung in § 1 Abs. 2 
Nr. 2 Zuwendungs-TV auf den Fall, daß der Angestellte bei seinem 
Dienstherrn verbleibt und lediglich das Rechtsverhältnis wechselt 
- wie hier aus einem Angestelltenverhältnis in ein Beamtenver­
hältnis -, besteht kein Anlaß. Weder der Zuwendungstarifvertrag 
noch das Gesetz über eine Sonderzuwendung enthalten insoweit eine

-  8 -
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Der Angestellte, der während des ganzen Kalenderjahres beim 
gleichen Arbeitgeber beschäftigt war, gleich in welchem Rechts­
verhältnis, erhält die volle Sonderzuwendung. Darauf, ob er wäh­
rend des Kalenderjahres das Rechtsverhältnis gewechselt hat, 
kommt es nicht an, wie sich aus § 1 Abs. 1 Nr. 2 Zuwendungs-TV 
ergibt. Eine Kürzung dieser vollen Sonderzuwendung im Hinblick 
auf unterschiedlich hohe Bezüge in den einzelnen Rechtsverhält­
nissen kommt nach § 2 Abs. 2 Zuwendungs-TV nicht in Betracht.
Auch der Beamte, der die allgemeinen Anspruchsvoraussetzungen des 
§ 3 Abs. 1 SZG erfüllt, erhält die volle Sonderzuwendung, und 
zwar auch dann, wenn er erst im Laufe des Kalenderjahres, aber 
vor dem ersten Arbeitstag im Oktober, in ein hauptberufliches 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis getreten ist, sofern er nur wäh­
rend des ganzen Kalenderjahres Bezüge aus einer hauptberuflichen 
Tätigkeit im Dienst nur irgendeines öffentlich-rechtlichen 
Dienstherrn erhalten hat.

2. Die Höhe der vollen Sonderzuwendung, die sowohl dem Ange­
stellten als auch dem Beamten zusteht, richtet sich nach der Höhe 
seiner Bezüge zu einem bestimmten Stichtag, unabhängig davon, ob 
und in welcher Weise sich die Höhe der Bezüge durch einen Wechsel 
des Rechtsverhältnisses oder - bei Beamten des Dienstherrn - ge­
ändert hat. Sie entspricht bei Angestellten der UrlaubsVergütung, 
die dem Angestellten zugestanden hätte, wenn er während des gan­
zen Monates September Erholungsurlaub gehabt hätte. Sie ent­
spricht bei Beamten der Höhe seiner Dezemberbezüge.
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Die Anbindung d®r vollen Sonderzuwendung an die Höhe der Be­
züge zu einem bestimmten Zeitpunkt kann daher auch dann zu einer 
Sonderzuwendung führen, di® geringer ist als die Vergütung, die 
der Angestellte vor dem Stichtag einmal erhalten hat, wenn beim 
gleichen Arbeitgeber kein Wechsel des Rechtsverhältnisses ein- 
tritt, etwa wenn der Angestellte im Lauf® des Jahres von einer 
Vollzeitbeschäftigung in eine Teilzeitbeschäftigung wechselt.

3. Wenn § 1 Abs. 2 Nr. 2 Zuwendungs-TV auch denjenigen Ange­
stellten ein® - anteilige - Sonderzuwendung gewährt, die im Laufe 
des Jahres zu einem anderen Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes 
wechseln mit der Folg®, daß sich der Anspruch auf die Sonderzu­
wendung beim neuen Arbeitgeber nach § 2 Abs. 5 Zuwendungs-TV ent­
sprechend mindert, so war es erforderlich, für die Berechnung der 
anteiligen Sonderzuwendung beim abgebenden Arbeitgeber einen an­
deren Zeitpunkt zu bestimmen, wenn das Arbeitsverhältnis im sonst 
maßgebenden Zeitraum, dem Monat September, nicht mehr bestanden 
hat. Maßgebend ist dann nach § 2 Abs. 1 Unterabs. 3 Zuwendungs-TV 
der letzte volle Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhälnis vor 
dem Monat September bestanden hat. War das Arbeitsentgelt in die­
sem letzten vollen Kalendermonat vor dem Monat September höher 
als das Arbeitsentgelt im Monat September, dann kann in der Tat 
der Angestellte insgesamt eine höhere Sonderzuwendung erhalten, 
als wenn er während des ganzen Jahres beim gleichen Arbeitgeber 
verblieben wäre. In gleicher Weise kann aber umgekehrt die gesam­
te Sonderzuwendung niedriger ausfallen, wenn nämlich das Arbeits­
entgelt beim abgebenden Arbeitgeber im maßgebenden Monat niedri­
ger war als das Arbeitsentgelt beim aufnehmenden Arbeitgeber im 
Monat . >cemb®r.
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Diese Differenzen in der absoluten Höhe der vollen Sonderzu­
wendung, die sich aus der Notwendigkeit ergeben, beim Arbeitge­
berwechsel einen anderen maßgebenden Zeitraum für die Berechnung 
der Sonderzuwendung zugrundezulegen, rechtfertigen es nicht, den 
Fall des Wechsels des Rechtsverhältnisses beim gleichen Arbeitge­
ber dem Wechsel zu einem anderen Arbeitgeber des öffentlichen 
Dienstes gleichzustellen. Insbesondere kann für eine solche 
Gleichbehandlung nicht zur Begründung angeführt werden, daß der 
Arbeitnehmer, der beim gleichen Arbeitgeber nur das Rechtsver­
hältnis wechsele, nicht schlechter gestellt werden dürfe, als 
derjenige, der zu einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienst­
herrn wechsele. Auch der Wechsel zu einem anderen öffentlich- 
rechtlichen Dienstherrn kann sich für den Angestellten nachteilig 
auswirken, dann nämlich, wenn seine Vergütung im letzten vollen 
Kalendermonat beim abgebenden Arbeitgeber geringer war als seine 
Vergütung im maßgebenden Monat beim neuen Arbeitgeber. Wäre die 
Ansicht des Klägers zutreffend und wäre seine Angestelltenvergü­
tung geringer gewesen als seine Anwärterbezüge, würde er - obwohl 
er beim gleichen Dienstherrn verblieben ist - insgesamt eine ge­
ringere Sonderzuwendung erhalten, nämlich 8/12 seiner geringeren 
Angestelltenvergütung und 4/12 seiner höheren Anwärterbezüge. We­
der im Zuwendungstarifvertrag noch im Gesetz über die Gewährung 
einer jährlichen Sonderzuwendung findet sich jedoch eine Bestim­
mung, die für den Fall des Wechsels des Rechtsverhältnisses oder 
des Dienstherrn vorschreibt, daß jeweils die für den Angestellten 
günstigere Berechnung maßgebend sein soll.
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Der Umstand, daß die dem Kläger für 1990 gezahlte volle Son­
derzuwendung absolut geringer ausgefallen ist, als wenn er zu 
einem anderen öffentlich-rechtlichen Dienstherrn gewechselt wäre, 
beruht daher nicht darauf, daß die gesetzliche und tarifliche Re­
gelung den Wechsel des Rechtsverhältnisses beim gleichen Arbeit­
geber generell schlechter behandelt als den Wechsel zu einem an­
deren Arbeitgeber bzw. Dienstherrn, sondern allein darauf, daß 
bei einem Wechsel des Dienstherrn im Laufe des Kalenderjahres für 
die Berechnung der vom abgebenden Arbeitgeber zu gewährenden an­
teiligen Sonderzuwendung notwendig ein anderer maßgebender Zeit­
raum bestimmt werden muß, was sich für den Angestellten je nach 
der Entwicklung seiner Vergütung zum Vorteil, aber auch zum Nach­
teil auswirken kann.

Von daher verstößt es auch nicht gegen den Gleichbehand­
lungsgrundsatz, wenn der Wechsel des Rechtsverhältnisses beim 
gleichen Arbeitgeber einem Wechsel zu einem anderen Dienstherrn 
nicht gleichgestellt wird. Die Anbindung der Höhe der Sonderzu­
wendung an den Verdienst zu einem bestimmten Zeitpunkt, der mög­
lichst nahe am Zahlungstermin liegt, ist sachgerecht, auch wenn 
dadurch Änderungen in der Höhe der Bezüge im Laufe des Kalender- 
j ahres - gleich aus welchen Gründen sie erfolgt sind - nicht be­
rücksichtigt werden.

4. Aus den dargelegten Gründen vermag der Senat der Entschei­
dung des Fünften Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 23. Januar 
1985 (- 5 AZR 552/83 - AP Nr. 122 zu § 611 BGB Gratifikation) 
nicht zu folgen. In dieser Entscheidung hat der Fünfte Senat aus­
gesprochen, daß ein Angestellter den Anspruch auf eine anteilige
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Sonderzuwendung nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 Zuwendungs-TV auch dann be­
hält, wenn er im unmittelbaren Anschluß an das Arbeitsverhältnis 
bei demselben Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes in ein ande­
res Rechtsverhältnis der in S 1 Abs. 1 Nr. 2 Zuwendungs-TV ge­
nannten Art Übertritt.

Der Fünfte Senat hat seine Entscheidung im wesentlichen 
damit begründet, daß § 1 Abs. 2 Nr. 2 Zuwendungs-TV dem Gedanken 
der Einheit des öffentlichen Dienstes Rechnung trägt und dem An­
gestellten eine Zuwendung auch dann gibt, wenn er zu einem ande­
ren Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes wechselt. Sinn dieser (
Ausnahmeregelung sei es, den Arbeitnehmer zu belohnen, der, wenn 
auch in einem anderen Rechtsverhältnis, im öffentlichen Dienst 
verbleibt. Er soll bei einem Wechsel des Arbeitgebers innerhalb 
des öffentlichen Dienstes keinen Nachteil erleiden. Eine am Sinn 
und Zweck dieser Vorschrift ausgerichtete Auslegung müsse deshalb 
zu dem Ergebnis kommen, daß auch der Angestellte, der bei demsel­
ben Arbeitgeber des öffentlichen Dienstes verbleibt, wenn auch in 
einem anderen Rechtsverhältnis, einen Anspruch auf eine anteilige 
- höhere - Zuwendung behält. Denn dieser Angestellte erbringe ein 
noch höheres Maß an Betriebstreue als der zu einem anderen Ar­
beitgeber des öffentlichen Dienstes überwechselnde Angestellte.

Dabei übersieht der Fünfte Senat, daß der Angestellte, der 
beim gleichen Arbeitgeber verbleibt und lediglich das Rechtsver­
hältnis wechselt, ohnehin nach § 1 Abs. 1 Zuwendungs-TV Anspruch 
auf die volle Sonderzuwendung hat. Seine Betriebstreue während 
des ganzen Jahres wird durch die volle Sonderzuwendung honoriert.

13
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


13

Er wird gegenüber dem Angestellten, der den Dienstherrn wechselt, 
daher grundsätzlich nicht benachteiligt. Daß der den 
Arbeitgeberwechselnde Angestellte u.U. insgesamt eine höhere 
Sonderzuwendung erhält, ist nur dann der Fall, wenn seine 
Vergütung beim neuen Arbeitgeber geringer ist als die beim 
abgebenden Arbeitgeber und beruht - wie dargelegt - nur auf der 
Notwendigkeit, für die Berechnung der anteiligen Sonderzuwendung 
des abgebenden Arbeitgebers einen anderen maßgebenden Zeitraum zu 
bestimmen. Ist die Vergütung beim neuen Arbeitgeber höher, steht 
sich der wechselnde Arbeitnehmer schlechter, als wenn er beim 
gleichen Arbeitgeber verbleibt und aufgrund des Wechsels des 
Rechtsverhältnisses im maßgebenden Zeitpunkt eine höhere 
Vergütung erhält. Wenn der Fünfte Senat darauf verweist, daß ein 
Angestellter, der im Laufe des Kalenderjahres aus einem 
Ausbildungsverhältnis in ein Angestelltenverhältnis überwechselt, 
eine Sonderzuwendung erhält, die sich nach seiner 
Angestelltenvergütung berechnet, so folgt daraus jedoch nicht, 
wie der Fünfte Senat meint, daß die Tarifvertragsparteien dem 
Arbeitnehmer bei einem Wechsel des Rechtsverhältnisses beim 
gleichen Arbeitgeber in keinem Fall einen Nachteil erwachsen 
lassen, ihm vielmehr den - höheren - Anspruch erhalten wollten, 
der sich bei einem Wechsel des Dienstherrn u.U. ergeben hätte.

Der Senat gibt daher die vom Fünften Senat geäußerte Rechts­
ansicht auf. Einer Anfrage beim Fünften Senat, ob er an seiner 
Ansicht festhält, bedarf es nicht, da der Senat nunmehr für das 
Recht der Sonderzuwendung allein zuständig ist.
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Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 ZPO.

Matthes Dr. Freitag Hauck
Thiel Hannig
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